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Am 24. Juli gelang es Israels Premierminister Benjamin Netanjahu schließlich, seinen Gesetzentwurf
durch die Knesset zu bringen, der die Befugnis des Obersten Gerichtshofs des Landes vereitelt, vom
Parlament verabschiedete Gesetze aufzuheben, weil sie „unangemessen“ sind (d. h., weil sie „die
Rechte anderer Bürger:innen verletzen“). Israel hat (wie Großbritannien!) kein einziges
Verfassungsdokument, das einschränkt, was das Parlament erlassen kann, sondern nur eine Reihe
von Grundgesetzen, die von der Knesset mit einfacher Mehrheit verabschiedet werden. Und dieser
Gesetzentwurf ist nur die erste Tranche. Ein weiterer wurde bereits ausgearbeitet, der der
Regierung weitreichende Befugnisse bei der Ernennung von Richter:innen einräumen soll.

Die Verabschiedung des Gesetzes wurde von riesigen Massendemonstrationen in Jerusalem, Tel
Aviv(-Jaffa) und anderen Zentren begleitet, an denen sich schätzungsweise 600.000 Menschen
beteiligten. Netanjahus Likud-Partei und die ihr nahestehenden rechtsextremen religiösen und
siedlerorientierten Parteien sehen sich seit acht Monaten mit massiven Protesten und einem
eintägigen Generalstreik im März konfrontiert, zu dem der Gewerkschaftsbund Histadrut aufgerufen
hatte. Nun sieht sich Netanjahu mit einem weiteren angedrohten Streik und der Weigerung von
etwa 10.000 Reservist:innen konfrontiert, sich zum Dienst in der Armee zu melden.

Staatskrise

Jair Lapid, der die Opposition in der Knesset anführt und Vorsitzender der säkularen Partei der
bürgerlichen Mitte Jesch Atid (Es gibt eine Zukunft) ist, erklärte, er werde den Obersten Gerichtshof
auffordern, das Gesetz aufzuheben, da die Abstimmung „eine Übernahme der Macht über die
israelische Mehrheit durch eine extreme Minderheit“ bedeute. Der rechtsextreme Minister für die
Nationale Sicherheit Israels, Itamar Ben-Gvir, entgegnete, der Oberste Gerichtshof habe kein Recht,
ein Grundgesetz zu streichen, und wenn er dies täte, käme dies einem Staatsstreich gleich.
Sicherlich steht der zionistische Staat vor einer noch nie dagewesenen Krise, die eine große Kluft in
der gesamten Gesellschaft widerspiegelt. Dies wird auch Israels Unterstützer:innen in den USA und
der EU in eine heikle Lage bringen.

Warum hat sich die Likud-Koalition auf dieses noch nie dagewesene Abenteuer eingelassen?
Sicherlich ist es für Netanjahu persönlich wichtig, die Befugnisse der Gerichte zu untergraben, da er
mit Korruptionsvorwürfen konfrontiert ist, die er abwehren möchte. Aber für seine rechten
Koalitionspartner:innen ist es noch wichtiger, die Justiz zu zähmen. Sie hoffen, auf diese Weise jede
Zurückhaltung der Gerichte bei der weiteren Beschlagnahmung palästinensischen Landes und der
Ausweitung illegaler Siedlungen im Westjordanland zu unterbinden. Die israelische Bewegung
Peace Now (Frieden jetzt) stellt fest, dass die Regierung allein seit Januar den Bau von 12.855
Siedler:innenwohnungen genehmigt hat.

Bereits 61 % des Westjordanlandes stehen unter direkter israelischer militärischer und ziviler
Kontrolle, und die palästinensischen Städte und Dörfer sind in ein Archipel unzusammenhängender
Gebiete aufgeteilt, die von festungsartigen Siedlungen schwer bewaffneter rechter Zionist:innen
überragt werden. Dies macht einen palästinensischen Staat seit langem undurchführbar und die
„Zweistaatenlösung“ der Osloer Abkommen zu einem zynischen Witz.
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Die Siedler:innen und die extremen religiösen Parteien streben offen danach, die Zerstörung der
palästinensischen Nation durch ethnische Säuberung so weit wie möglich zu vollenden. Dies als
Apartheid zu bezeichnen, ist eigentlich eine Untertreibung. Und der Versuch, ein ganzes Volk zu
vertreiben, ist ganz sicher ein rassistisches Projekt. Sicherheitsminister Itamar Ben-Gvir, der
zusammen mit seinem Verbündeten Bezalel Smotrich das Bündnis „Jüdische Macht“ leitet, ist ein
Anführer der rechtsextremen Siedler:innen im besetzten Westjordanland und hat an
Demonstrationen teilgenommen, bei denen hauptsächlich „Tod den Araber:innen“ skandiert wurde.

Spaltung des zionistischen Blocks

Doch der Versuch der derzeitigen Regierung, jedes rechtliche Hindernis für dieses Projekt zu
beseitigen, hat den zionistischen Block gespalten und die Einheit der israelischen Bevölkerung
bedroht. Seit etwa einem Jahr ist die Mehrheit der jüdischen Bürger:innen des Landes aufgewacht
und hat erkannt, dass Netanjahu und Ben-Gvir ihre eigenen demokratischen Rechte – oder besser
gesagt Privilegien – bedrohen, da sie sich nicht gleichermaßen auf die Palästinenser:innen
erstrecken. Dies hat zu den größten und am längsten andauernden Straßenprotesten in der
Geschichte des Staates geführt. Für die meisten Bürger:innen Israels, die an einen europäischen
und nordamerikanischen Lebensstandard und bürgerliche und soziale Freiheiten gewöhnt sind, ist
die Aussicht auf Gesetze, die von religiösen Fanatiker:innen diktiert werden, kaum verlockend.

Tatsächlich zeigen Meinungsumfragen seit Februar, dass über 60 Prozent der Israelis das neue
Gesetz ablehnen. In der Tat sieht ein großer Teil der 7 Millionen jüdischen Bürger:innen Israels den
Obersten Gerichtshof als ihren letzten Schutz vor einer Koalitionsregierung, in der religiöse Parteien
eine offen erklärte Agenda verfolgen, die die Bürger:innenrechte von säkularen Juden und Jüdinnen,
Frauen und LGBTIA+-Personen verletzen und die Unterstützung des Landes durch westeuropäische
und nordamerikanische Regierungen, eine wichtige wirtschaftliche Stütze des Siedler:innenstaates,
entfremden würde.

Leider scheint es, dass nur wenige in den Reihen der Massenproteste gegen Netanjahus Gesetze die
Wahrheit gegenüber den Palästinenser:innen erfassen oder anerkennen, dass diese Gesetze auch
darauf abzielen, die vollständige Enteignung der ursprünglichen Bewohner:innen des Landes zu
vollenden. Die palästinensischen Israelis, die ein Fünftel der Bevölkerung ausmachen, waren bei den
Protesten weitgehend abwesend, obwohl sie zu den am stärksten Betroffenen der rechtsextremen
Regierungen mit ihren juristischen „Reformen“ gehören wird.

Antizionistische Demonstrant:innen

Nichtsdestotrotz marschierten bei den meisten Demonstrationen Blöcke von mutigen
Besatzungsgegner:innen, darunter auch jüdische Antizionist:innen. Sie trugen Transparente mit der
Aufschrift: „Es gibt keine Demokratie mit Apartheid“ und „Eine Nation, die eine andere Nation
besetzt, wird niemals frei sein“. Die Weigerung der nationalen Organisator:innen, bei den Demos in
Tel Aviv palästinensische Flaggen auf der Bühne zu zeigen, verdeutlicht jedoch die Grenzen ihrer
Vorstellung von Demokratie oder davon, wer wirklich ein:e Bürger:in Israels ist.

Dann gibt es die absoluten Wälder von Isreal-Fahnen und das Singen der Nationalhymne, die von
„der 2000 Jahre alten Sehnsucht der jüdischen Seele, eine freie Nation in unserem eigenen Land zu
sein, dem Land von Zion und Jerusalem“ spricht. Kurzum, es handelt sich um überwältigend
zionistische Märsche, deren Organisator:innen keinen Zusammenhang zwischen der Verteidigung
ihrer eigenen demokratischen Rechte und dem Fehlen dieser Rechte bei 20 % ihrer Mitbürger:innen
sehen.



Siedlungsbau und Vertreibung

Das andere zentrale Anliegen der Regierung ist eine massive Beschleunigung des Siedlungsbaus im
Westjordanland. Ben-Gvir ist ein Anführer rechtsextremer Siedler:innen und hat an
Demonstrationen in Jerusalem teilgenommen, bei denen vor allem „Tod den Araber:innen!“
skandiert wurde.

Aber die sieben Millionen Palästinenser:innen, die unter zionistischer Herrschaft leben, haben auch
wenig Grund, hoffnungsvoll auf den Obersten Gerichtshof zu blicken. Im Jahr 2018 verabschiedete
die Knesset ein weiteres „Grundgesetz“, das Israel als „Nationalstaat des jüdischen Volkes“
definiert. Seine Fürredner:innen machten klar, dass „nationale Rechte in Israel ausschließlich dem
jüdischen Volk zustehen“. Gegen das Gesetz wurde Berufung eingelegt und nach langen
Verzögerungen legte der Oberste Gerichtshof keinen Einspruch gegen diese unverschämt
rassistische und antidemokratische Definition der Staatsbürger:innenschaft ein. Im Juli 2021
entschied er, dass das Gesetz verfassungsgemäß sei und den demokratischen Charakter des Staates
nicht in Frage stellen würde.

Unter dieser Regierung führte Israel kürzlich einen zweitägigen Angriff auf das dicht besiedelte
Flüchtlingslager außerhalb von Dschenin, in dem 14.000 Palästinenser:innen leben. Dabei kam es zu
heftigen Kämpfen mit militanten Palästinenser:innen und zur vorsätzlichen und weitreichenden
Zerstörung der zivilen Infrastruktur, einschließlich Wasser- und Abwassersystemen,
Telekommunikation, Strom und Gesundheitseinrichtungen. Mindestens 13 Palästinenser:innen
wurden getötet und 100 verletzt. Mehr als ein Viertel der Bevölkerung des Lagers war gezwungen
zu fliehen. Es ist mit weiteren derartigen Gräueltaten zu rechnen.

Imperialistische Freunde

Joe Biden, wie alle US-Präsidenten seit Truman „ein überzeugter Freund Israels“, hat sich dennoch
kritisch zu den neuen Gesetzen geäußert. Er und die große Mehrheit der Demokratischen Partei
lehnen Netanjahus Justizreform ab, weil sie befürchten, dass sie zusammen mit der zunehmenden
Vorherrschaft extremer fundamentalistischer Kräfte den Mythos zerstören wird, dass Israel „die
einzige Demokratie im Nahen Osten“ ist, und seine Nützlichkeit als regionaler Spalter und
Disziplinierer der arabischen und muslimischen Staaten der Region gefährdet.

Trotz der derzeitigen Unruhen hat der US-Kongress mit überwältigender Mehrheit eine Resolution
verabschiedet, in der erklärt wird, dass Israel „kein rassistischer oder Apartheidstaat“ ist. Die
endgültige Abstimmung fiel mit 412 zu 9 Stimmen aus. Und das, obwohl Netanjahu mit seiner
üblichen Offenheit erklärt hat: „Israel ist kein Staat für alle seine Bürger:innen … gemäß dem
Nationalstaatsgesetz, das wir verabschiedet haben, ist Israel der Nationalstaat des jüdischen Volkes
– und nur dessen.“ Wie die israelische Menschenrechtsorganisation B’Tselem (Ebenbild)
unmissverständlich erklärt hat, handelt es sich um ein einzigartiges „Regime der jüdischen
Vorherrschaft vom Jordan bis zum Mittelmeer: Das ist Apartheid.“

Trotz einer koordinierten Kampagne der israelischen Botschaften und der langjährigen
Freund:innen Israels an der Spitze beider Parteien des politischen Establishments in den USA ergab
eine Umfrage unter amerikanischen Juden und Jüdinnen aus dem Jahr 2021, dass 25 % der
Befragten Israel nun als Apartheidstaat ansehen, und bei den unter 40-Jährigen stieg der Anteil auf
38 %.

Kein Wunder, dass die Freund:innen Israels besorgt sind, dass Netanjahu und seine Verbündeten
den Anspruch des Staates, die einzige Demokratie im Nahen Osten zu sein, auf fatale Weise
entlarven, und das zu einer Zeit, in der Biden versucht, sein neues Kalter-Krieg-Lager der



Demokratie aufzubauen, um dem der Autokratie gegenüberzutreten. Dies ist umso mehr ein Grund,
warum die Freund:innen der Palästinenser:innen in der ganzen Welt den Kampf für die Isolierung
des rassistischen Siedlerstaates verstärken und gleichzeitig die mutigen Israelis unterstützen
müssen, deren Verteidigung der demokratischen Rechte sich auch auf die der Palästinenser:innen
erstreckt.

Dennoch stehen die Palästinenser:innen vor einem Dilemma. Die israelische Repression hat soziale
Massenbewegungen und Mobilisierung immer schwieriger gemacht und junge Aktivist:innen zu
individuellen Angriffen auf Siedler:innen oder israelische Zivilist:innen getrieben, die mit brutalen
Repressalien beantwortet werden. Und die derzeitige Regierung würde auf das erste Anzeichen
einer bewaffneten Intifada mit ziemlicher Sicherheit mit einem militärischen Angriff reagieren, um
die Flüchtlingslager zu räumen und noch mehr Gebiete zu erobern.

Aber die Massenmobilisierung gegen Netanjahu bietet palästinensischen und antizionistischen
Organisationen die Möglichkeit, gegen ihn und seine rassistischen Minister:innen zu mobilisieren,
aber auch mit ihren eigenen demokratischen Slogans für gleiche Rechte und für ein Ende des
Diebstahls palästinensischen Landes und palästinensischer Häuser, und zwar unter dem Motto
„Getrennt marschieren, aber gemeinsam streiken“. In den Städten und Dörfern des
Westjordanlandes, des Gazastreifens und in Jerusalem könnte sich eine Bewegung entwickeln, die
nicht nur zum Sturz Netanjahus und zu einer historischen Krise des zionistischen Staates führen,
sondern auch Israels „demokratische“ westliche Unterstützer:innen in die Enge treiben würde.

Dies stellt die Sozialist:innen in den westlichen imperialistischen Staaten und die
Antiimperialist:innen in der halbkolonialen Welt vor die noch größere Aufgabe, alles in ihrer Macht
Stehende zu tun, um die fortgesetzte Unterstützung ihrer Regierungen für Israel zu bekämpfen. Dies
wiederum wird die Unterstützung der israelischen Bevölkerung für die fortgesetzte Unterdrückung
weiter spalten und kann den palästinensischen Massen den Weg zu einer Massenintifada öffnen. Das
wird eine revolutionäre Wirkung auf die gesamte Region zeitigen.


